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IM NAMEN DER REPUBLIK! 
 

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter DDr. Markus GERHOLD als Vorsitzenden und den Richter MMag. 
Elie ROSEN als Beisitzer im Beisein der Schriftführerin Andrea LECHNER über die Beschwerde des XXXX, 
StA Georgien, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 05.10.2005, FZ 05 01.782-BAS, nach 
Durchführung einer mündlichen Beschwerdeverhandlung am 02.03.2010 zu Recht erkannt: 
 

Die Beschwerde wird gemäß § 66 Abs. 4 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG) iVm §§ 7, 8 
Abs. 1 AsylG 1997, BGBl. I Nr. 101/2003 und § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100/2005 idF BGBl. I 
Nr. 122/2009 als unbegründet abgewiesen. 

Text 

Entscheidungsgründe: 
 

I. Sachverhalt und Verfahrensgang: 
 

Der Beschwerdeführer, XXXX, georgischer Staatsangehöriger und Angehöriger der georgischen Volksgruppe, 
reiste am 07.02.2005 illegal in das österreichische Bundesgebiet ein und stellte am selben Tag gegenständlichen 
Asylantrag. 
 

Am 10.02.2005 wurde der Beschwerdeführer vom Bundesasylamt niederschriftlich ersteinvernommen und gab 
bei der Grunddatenaufnahme an, er habe nach Absolvierung seines Studiums von 04.2002 bis 11.2002 bei der 
Privatfirma XXXX in XXXX als Kaffeemittel- bzw. Nahrungsmittelhersteller gearbeitet. Davor habe er von 
2001 bis 2002 seinen Militärdienst in XXXX absolviert. Wenig später behauptete der Beschwerdeführer, er habe 
(auch) ein kleines Geschäft besessen, woraufhin der einvernehmende Organwalter mit seinen Angaben im 
Grunddatenblatt konfrontierte, wonach er 6 Monate bei einer Privatfirma gearbeitet und dezidiert eine weitere 
Beschäftigung verneint habe. Dazu gab der Beschwerdeführer an, die Einnahmen aus seinem Beruf seien sehr 
gering gewesen, sodass er "kleine Geschäfte" betrieben habe. Zu seinen Fluchtgründen gab er im Wesentlichen 
Folgendes an, er sei Mitglied der Partei Agorzineba und Anhänger von Aslan Abaschidse gewesen. Er habe 
gewisse Aufgaben, bspw. die Verteilung von Plakaten ausgeführt und habe die Leute auf der Straße von den 
Inhalten der Partei überzeugen wollen. Nach dem Wahlverlust sei Aslan Abaschidse aus Georgien geflüchtet und 
auch er habe nicht mehr in Adscharien bleiben können, sodass er nach XXXX zurückgegangen sei. Während 
seiner Mitgliedschaft bei der Partei Agorzineba habe er immer wieder beobachten können, dass Anhänger der 
Partei vom Sicherheitsdienst niedergeschlagen worden seien. Ganz zufällig habe er einen Vorfall beobachtet, 
wobei ein junger Mann von den Beamten des Sicherheitsdienstes geschlagen worden sei. Er habe diese Szene 
mit einer kleinen Kamera aufgenommen, wobei er von einem der Beamten wahrgenommen und auch als 
Mitglied der Partei Agorzineba erkannt worden sei. In der Folge sei er von den Beamten des Sicherheitsdienstes 
aufgesucht und zur Herausgabe des Videos aufgefordert worden. Zwei Mal sei er aufgesucht und geschlagen 
worden. Weiters habe er Drohbriefe erhalten, worin er zum Verlassen Georgiens aufgefordert worden sei. 
 

Auf die Frage, in welchem Format er die Szene aufgenommen habe, gab der Beschwerdeführer an, er habe ca. 
10 Minuten des Vorfalles aufgenommen und führte - nach Wiederholung der Frage - aus, er habe die Szene mit 
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einer kleinen Videokassette aufgenommen. Es sei nicht seine eigene Kamera gewesen, Freunde hätten ihm diese 
für kurze Zeit geliehen. 
 

Die Frage, ob er die Videokassette als Beweismittel vorlegen könne, verneinte der Beschwerdeführer und hielt 
fest, er habe die Videokassette nicht mitgenommen. Er sei noch nie im Ausland gewesen, habe daher keine 
Erfahrung. 
 

Über Befragen, was das fluchtauslösende Ereignis gewesen sei, gab er an, er sei bedroht worden. Auch die 
Drohbriefe habe er in Georgien gelassen, wie bereits erwähnt, er habe keine Erfahrung. Ansonsten hätte er alle 
Beweismittel mitgenommen und in Vorlage gebracht. Eine Anzeige bei der Polizei habe er nicht erstattet. 
 

Als Mitglied der Partei Agorzineba habe er auch ein Parteibuch gehabt, doch auch dieses sei in Georgien 
geblieben. Der Beschwerdeführer gab nochmals an, er habe die Videokassette und das Parteibuch in Georgien 
aufbewahrt und werde sich mit jemanden in Verbindung setzen, um die Beweismittel in Vorlage bringen zu 
können. Er sei ihm nicht bewusst gewesen, dass er diese benötigen werde. 
 

Im Falle einer Rückkehr könne er getötet werden. Derzeit würden in Georgien die Menschenrechte nach wie vor 
verletzt werden. Nochmals nachgefragt, von wem konkret er bedroht worden sei, führte er aus, er vermute 
dahinter Mitarbeiter des Sicherheitsdienstes und bejahte die Frage, dass er auch in XXXX verfolgt worden sei. 
Auf nochmalige Nachfrage, ob die genannten Personen eine Uniform getragen hätten, antwortete er wiederum 
bejahend. 
 

Auf Vorhalt, er schildere zwar Verfolgungshandlungen durch die Leute der Regierung, habe jedoch trotzdem 
vom Verkehrsamt in XXXX am XXXX einen neuen Führerschein erhalten, erwiderte der Beschwerdeführer, er 
habe Geld bezahlt und hielt nochmals fest, dass die ihn bedrohenden Personen in Uniform gekleidet gewesen 
seien, sodass er Mitarbeiter der Regierung vermutet habe. 
 

Weiters wolle er angeben, dass er aus Abchasien stamme und auch dort viele Probleme bekommen habe. Es sei 
ihm alles weggenommen worden, er habe keinen Besitz mehr. 
 

Abschließend legte der Beschwerdeführer seinen nationalen Führerschein Nr. XXXX, ausgestellt am XXXX 
vom Verkehrsamt in Georgien vor. 
 

Mit jeweiligem Aktenvermerk vom 25.03.2005 und 31.05.2005 wurde das Asylverfahren des Beschwerdeführers 
gemäß § 30 Abs. 2 AsylG 2005 eingestellt. 
 

Mit Fax vom 12.07.2005 wurde dem Bundesasylamt die neue Adresse des Beschwerdeführers mit beiliegendem 
Meldezettel übermittelt. 
 

Der Beschwerdeführer wurde am 30.08.2005 erneut von einem Organwalter des Bundesasylamtes 
einvernommen und gab an, er habe alle Fluchtgründe genannt und wolle daher keine Ergänzungen bzw. 
Berichtigungen vornehmen. Die genannten Beweismittel könne er nicht in Vorlage bringen, nachdem er zu 
seinem einzigen Freund in Georgien keinen Kontakt herstellen könne. 
 

Auf Vorhalt, er habe eine Mitgliedschaft bei der Agorzineba-Partei angegeben, sodass davon auszugehen sei, 
auch ein Parteivorstand könne sich um die Übermittlung der genannten Dokumente kümmern, entgegnete der 
Beschwerdeführer, alle Parteimitglieder seien zerstreut, bis zuletzt habe er sich bei dem erwähnten Freund 
aufgehalten. Dieser habe ihm die Beschaffung der genannten Unterlagen versprochen. Er habe nur einen 
Nachbar erreichen können, der ihm von einem Überfall seines Freundes berichtet habe, daher könne auch alles 
verschwunden sein. Auf weiteren Vorhalt, dass seine Ausführungen äußerst unglaubwürdig seien, erwiderte der 
Beschwerdeführer, er werde sich um die Herbeischaffung von Beweismitteln bemühen und bitte daher um eine 
Frist von drei Wochen. 
 

Auf die Frage, welche Tätigkeiten er konkret für die Partei Agorzineba gemacht habe, antwortete er, er sei für 
die Propaganda zuständig gewesen und habe die Leute auf der Straße angesprochen und habe diese von den 
Inhalten der Partei überzeugen wollen. 
 

Abschließend führte der Beschwerdeführer aus, er sei Flüchtling aus Abschasien und auch Flüchtling im eigenen 
Land gewesen. Angesichts seiner Mitgliedschaft bei der Partei Agrozineba könne er kein normales Leben mehr 
führen. Er habe Angst vor einer Rückkehr, vielleicht werde er umgebracht. 
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Das Bundesasylamt wies den Antrag des Beschwerdeführers mit Bescheid vom 05.10.2005, FZ 05 01.782-BAS, 
gemäß § 7 AsylG 1997, BGBl. I 76 idF BGBl. I 101/2003 ab (Spruchpunkt I.), stellte gemäß § 8 Abs 1 AsylG 
1997, BGBl. I 76 idF BGBl. I 101/2003 fest, dass die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung nach 
Georgien zulässig sei (Spruchpunkt II.) und wies den Beschwerdeführer gemäß § 8 Abs 2 leg. cit. aus dem 
österreichischen Bundesgebiet nach Georgien aus (Spruchteil III.). In seiner Begründung traf das Bundesasylamt 
umfangreiche Länderfeststellungen zur Lage in Georgien im Allgemeinen und zur Partei von Aslan Abaschidse 
im Besonderen und stellte die georgische Staatsangehörigkeit und Identität des Beschwerdeführers fest. Sein 
Vorbringen zu den Fluchtgründen werde mangels Glaubwürdigkeit den Feststellungen nicht zugrunde gelegt, 
sodass eine asylrelevante Gefährdung nicht festgestellt werden konnte. Eine refoulementrelevante Gefährdung 
sei nicht gegeben, die Ausweisung stelle keinen Eingriff in Art. 8 EMRK dar. 
 

Gegen seinen abweisenden Bescheid richtet sich die vorliegende, fristgerecht (als Berufung) erhobene und 
zulässige Beschwerde, in der die Rechtswidrigkeit des Bescheides geltend gemacht wird. Die belangte Behörde 
habe dem Bescheid eine unschlüssige Beweiswürdigung, unrichtige bzw. unvollständige 
Sachverhaltsfeststellungen sowie Verfahrensmängel zugrunde gelegt und sei daher zu einem rechtswidrigen 
Verfahrensergebnis gelangt. Aufgrund des vielen Nachfragens sei er verunsichert gewesen und habe aus diesem 
Grund seine Fluchtgründe - nicht in der geforderten Art und Weise - darlegen können, woraufhin der 
Beschwerdeführer die vor dem Bundesasylamt geschilderten Ausreisegründe in chronologischer Reihenfolge 
wiedergab. 
 

Am 02.03.2010 fand vor dem Asylgerichtshof eine öffentlich mündliche Beschwerdeverhandlung statt, an 
welcher der Beschwerdeführer teilnahm. Mit der Ladung zur Verhandlung wurden die aktuellen 
Länderfeststellungen samt Aufforderung, binnen 14 Tagen dazu Stellung zu nehmen, verschickt. Eine 
Stellungnahme traf jedoch nicht ein. 
 

Der Beschwerdeführer gab zunächst an, er sei gesund, es lägen keine Hindernisgründe vor. In weiterer Folge 
brachte er vor, er habe nur beim Fluchtweg gelogen, ansonsten habe er keine Richtigstellung oder Ergänzung 
vorzunehmen. Seine bisherigen Angaben entsprächen der Wahrheit. Weiters gab er bei den Personalien an, er 
heiße XXXX und sei am XXXX in Abchasien (Georgien) geboren. Er sei ledig, habe auch keine 
Lebensgefährtin. Er habe in seiner Heimat noch seine Eltern und andere Verwandte (Cousins und Cousinen). Er 
sei georgischer Staatsangehöriger und Angehöriger der georgischen Volksgruppe. Er habe 11 Jahre Grundschule 
abgeschlossen, bis zur 9. Klasse in Abchasien und die letzten beiden Jahre in XXXX. Danach habe er in XXXX 
eine Ausbildung an einem Institut für subtropische Landwirtschaft begonnen. Er habe dort 5 Jahre studiert und 
als "Ingenieur-Technologe" abgeschlossen. Das Institut habe in XXXX eine Niederlassung gehabt, dort habe er 
die gesamte Zeit studiert. Im Jahr 1994 habe er mit seinem Studium begonnen. Nach Absolvierung des Studiums 
sei er als Ingenieur-Technologe in einer XXXX in XXXX tätig gewesen und datierte den dortigen Beginn seiner 
Beschäftigung in das Jahr 2004. Dieses Unternehmen habe einer Privatperson namens XXXX gehört und sei als 
"XXXX" geführt worden. Eine andere Tätigkeit habe er zwar nicht ausgeübt, aber er habe eine 
Buchhalterausbildung gemacht. Warum er die Buchhalterausbildung nicht bereits zu Beginn erwähnt habe, 
könne er nicht beantworten. Auf Vorhalt, vor dem Bundesasylamt habe er das Jahr 2002 und die Ortschaft 
XXXX für diese XXXX genannt, erwiderte der Beschwerdeführer zögerlich, 2002 sei er noch in der Armee 
gewesen, er wisse es nicht. Weiters konfrontierte der vorsitzende Richter mit der Tatsache, dass er vor dem 
Bundesasylamt auch eine Firma genannt habe, während er heute nur eine Privatperson bzw. eine andere 
Bezeichnung genannt habe, worauf der Beschwerdeführer die Firmennamen "XXXX" zu Protokoll gab. 
Wiederum merkte der vorsitzende Richter an, vor der Erstinstanz habe er "XXXX" zu Protokoll gegeben, 
woraufhin der Beschwerdeführer erklärend ausführte, dabei handle es sich um eine Grünteesorte, die man dort 
produziert habe. Den weiteren Vorhalt, vor dem Bundesasylamt habe er auch von einem kleinen Geschäft 
gesprochen, diesbezüglich habe es bereits damals Diskussionen geben, da er dies bei der Grunddatenaufnahme 
nicht angeführt habe, ließ der Beschwerdeführer unbeantwortet. Diesbezüglich merkte der vorsitzende Richter 
an, wenn er offenkundig bereits bei solchen Kleinigkeiten die Unwahrheit sage und nicht kooperieren wolle, was 
solle er dann von seinem eigentlichen Fluchtvorbringen halten, woraufhin der Beschwerdeführer antwortete, er 
habe ein Geschäft gehabt. Auf die nochmalige Frage, warum er sein (angebliches) Geschäft heute schon wieder 
nicht eigenständig zu Protokoll gegeben habe, führte er lediglich aus, er wisse es nicht. 
 

Die Frage, ob er seinen Wehrdienst absolvierte habe, bejahte der Beschwerdeführer und gab - auf nochmalige 
Nachfrage - das Frühjahr 2002 an, der Ort der Stationierung sei in XXXX gewesen. Ingesamt sei er ein Jahr dort 
gewesen, bis Frühjahr 2003. Den weiteren Vorhalt, erstinstanzlich habe er den Zeitraum 2001 bis 2002 genannt, 
ließ der Beschwerdeführer wiederum unbeantwortet. 
 

Auf die Frage, wo er im Laufe seines Lebens in seinem Herkunftsstaat gelebt habe, gab der Beschwerdeführer 
an, er sei in XXXX geboren, bis 1993 habe er in Abchasien gelebt. Die letzten zwei Jahre habe er die Schule in 
XXXX im Dorf XXXX besucht. Ab 1994 seien sie nach XXXX übersiedelt, wo er auch studiert habe. Bis zu 
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seiner Ausreise sei er in XXXX geblieben. Er besitze in seinem Herkunftsstaat weder eine Wohnung noch eine 
sonstige Unterkunft, da er in einer Flüchtlingsunterkunft ein Zimmer gehabt habe. 
 

Die Frage, ob er im Herkunftsstaat jemals in Haft gewesen sei, verneinte der Beschwerdeführer. Hinsichtlich 
seines politischen Engagements führte er aus, er sei Mitglied der Agordzineba-Partei gewesen und datierte den 
Beginn seiner Mitgliedschaft nach Absolvierung seines Studiums in das Jahr 1999 in XXXX. 
 

Nach Aufforderung, in chronologischer Reihenfolge die Beweggründe für seine Flucht zu schildern, gab der 
Beschwerdeführer an, er sei bei der Agordzineba-Partei aktiv tätig gewesen. Sie hätten Abchasien zurückerobern 
wollen und sei dies realistisch erschienen, insbesondere dann, wenn ihre Partei an die Spitze der Regierung 
gekommen wäre. Sie hätten in Tbilisi an Demonstrationen teilgenommen, aber nachdem Saakaschwili an die 
Macht gekommen sei, seien sie nach Adscharien gegangen. Mit einer Videokamera habe er einen Zusammenstoß 
zwischen den Regierungstruppen und ihren Streitkräften aufgenommen, wobei er von den Leuten des Militärs 
beobachtet worden sei. Sie hätten sich sein Gesicht gemerkt und in der Folge hätten seine Probleme begonnen. 
Dazu merkte der vorsitzende Richter an, seine Ausführungen seien sehr vage und forderte den Beschwerdeführer 
zur Schilderung konkreter Probleme auf. Dieser führte aus, man habe die Videoaufzeichnungen von ihm 
verlangt. Er sei regelmäßig von uniformierten Personen aufgesucht und zur Herausgabe der Videokassette 
aufgefordert worden. Auf Vorhalt, erstinstanzlich bzw. in der Beschwerde habe er sein Vorbringen deutlich 
detaillierter geschildert, auch Übergriffe habe er zu Protokoll gegeben, erwiderte der Beschwerdeführer, sie 
hätten ihm die Zähne eingeschlagen und er sei im Flüchtlingsgebäude immer wieder überfallen worden. Auch 
sein Geschäft, welches er betrieben habe, hätten sie vernichtet. Seine Angst sei immer größer und er habe in 
Georgien nicht mehr bleiben können. 
 

Auf die Frage, ob sich das Parteibüro in XXXX befunden habe, gab er an, dieses sei in dem genannten Institut 
für subtropische Landwirtschaft gewesen, woraufhin der vorsitzende Richter erwiderte, er könne sich nicht 
vorstellen, dass man am Institut ein Parteibüro eingerichtet habe. Der Beschwerdeführer gab diesbezüglich zur 
Antwort, sie seien die Jugendabteilung gewesen. Auf die weitere Frage, wie der regionale Parteivorsitzende 
geheißen habe, antwortete er, sie hätten hauptsächlich XXXX unterstützt, worauf der vorsitzende Richter 
wiederum entgegnete, dass er in der Beschwerde einen anderen Namen genannt habe. Der Beschwerdeführer gab 
daraufhin den Namen XXXX an, woraufhin der vorsitzende Richter wiederum auf die widersprüchlichen 
Ausführungen in der Beschwerde hinwies, worin ein anderer Vorname genannt worden sei und konfrontierte den 
Beschwerdeführer mit seinen damaligen Angaben (AS 165). Er gab an, es habe zwar einen XXXX gegeben, 
dieser sei aber kein Anführer gewesen. 
 

Weiters befragt, wann sich der genannte und gefilmte Zusammenstoß ereignet habe, nannte der 
Beschwerdeführer den 06.05.2004 und schilderte weiters, jener Zusammenstoß habe sich in XXXX ereignet. 
 

Nochmals zur Schilderung konkreter Details aufgefordert, insbesondere, nachdem er einleitend von einem 
"immer wieder" aufgesucht worden sein, gesprochen habe, gab der Beschwerdeführer an, sie seien immer zu 
dritt gekommen, woraufhin der vorsitzende Richter mit seinen Ausführungen in der Beschwerde konfrontierte, 
worin er von vier Männern gesprochen habe (AS 167). Der Beschwerdeführer ließ den entsprechenden Vorhalt 
wiederum unbeantwortet. Weiters befragt, wann er das erste Mal aufgesucht worden sei, führte er aus, maximal 
eine Woche nach seiner Rückkehr nach XXXX habe sich der erste Vorfall zugetragen. Dazu merkte der 
vorsitzende Richter an, in der Beschwerde habe er von zwei Monaten gesprochen (AS 167), worauf der 
Beschwerdeführer erwiderte, er wisse es nicht mehr, vielleicht habe er auch etwas durcheinander gebracht. 
 

Auf die Frage, welche Zähne ihm ausgeschlagen worden seien, gab der Beschwerdeführer die unteren 
Vorderzähne an. Die weitere Frage, was mit der Videokassette geschehen sei, führte er aus, diese habe er im 
Dorf versteckt und nannte in diesem Zusammenhang das Haus seines Großvaters. Der vorsitzende Richter 
verwies wiederum auf seine Ausführungen in der Beschwerde, wonach er die Videokassette bei einem Freund 
versteckt habe, worauf der Beschwerdeführer meinte, ein Freund habe über das Versteck der Videokassette 
Bescheid gewusst. 
 

Über Befragen, wie es nach seiner Misshandlung weitergegangen sei, gab er an, sein Geschäft sei vernichtet und 
angezündet worden und er sei oft geschlagen worden, insgesamt hätte es noch 3 weitere Vorfälle gegeben. 
Wiederum konfrontierte der vorsitzende Richter mit seinen Angaben in der Beschwerde, worin von einem 
Anzünden seines Geschäftes nichts zu finden sei, außerdem habe er nur einen einzigen weiteren Übergriff 
(insgesamt also 2) und nicht 3 (insgesamt also 4) geschildert, woraufhin der Beschwerdeführer behauptete, es 
habe mehrere Vorfälle bzw. Übergriffe gegeben. Auf Vorhalt, auch erstinstanzlich habe er insgesamt nur zwei 
körperliche Übergriffe zu Protokoll gegeben (AS 27), antwortete der Beschwerdeführer, vielleicht habe es auch 
nur zwei Übergriffe gegeben. Auf die Frage, wie es weitergegangen sei, gab er an, in der Folge sei er ausgereist. 
Die nochmalige Nachfrage, ob er sich dazwischen noch versteckt habe, bejahte der Beschwerdeführer und 
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nannte einen Freund in XXXX. Diesbezüglich hielt der vorsitzende Richter vor, laut Beschwerde habe er sich in 
den Bergen versteckt, worauf er erwiderte, dies sei nicht der Fall gewesen, er sei bei Freunden gewesen. 
 

Auf die Frage, warum er bis heute der erstinstanzlichen Aufforderung zur Vorlage der Videokassette und des 
Parteibuches (AS 31 bzw. AS 99) nicht nachgekommen sei, antwortete der Beschwerdeführer, er habe die 
Videokassette zwar mitnehmen wollen, aber nicht mehr geschafft. Seinen Freund habe er aus den Augen 
verloren. Nochmals merkte der vorsitzende Richter an, auch der zweiten Aufforderung zur Vorlage der 
Videokassette sei er nicht nachgekommen, woraufhin der Beschwerdeführer nochmals auf den Umstand hinwies, 
er habe seinen Freund nicht (mehr) ausfindig machen können. Auf den Widerspruch aufmerksam gemacht, 
wonach er vor dem Bundesasylamt einen Überfall seines Freundes geschildert habe (AS 99), erwiderte er, sein 
Freund sei verfolgt worden und sei nunmehr verschollen. 
 

Über Befragen, ob es weitere Übergriffe oder Verfolgungshandlungen gegeben habe, antwortete der 
Beschwerdeführer, wegen dieser Kassette hätten sie ihn immer wieder verfolgt, woraufhin der vorsitzende 
Richter anmerkte, seine Ausführungen seien äußerst vage und stellte dem Beschwerdeführer nochmals die Frage, 
was er unter "immer wieder verfolgt" verstehe. Dieser gab zögerlich an, sie seien zu ihm nach Hause gekommen 
und hätten sein Geschäft angezündet. Auf Vorhalt, erstinstanzlich habe er auch Drohbriefe genannt (AS 29), 
erwiderte er, diese habe er davor erhalten, bevor er geschlagen worden sei. Wiederum verwies der vorsitzende 
Richter auf die Ausführungen in der Beschwerde, worin er den Erhalt von Drohbriefen nach den Übergriffen 
genannt habe. Auch diesen Vorhalt ließ der Beschwerdeführer unbeantwortet. Auf die Frage, ob er an der Stelle 
des vorsitzenden Richters seinen Angaben glauben würde, antwortete er: "Warum nicht?", woraufhin der 
vorsitzende Richter nochmals festhielt, es seien geschätzt 15 zum Teil erhebliche Widersprüche zu Tage getreten 
, worauf der Beschwerdeführer entgegnete, er sei durcheinander und nervös gewesen. 
 

Nochmals nachgefragt, wie viel Filmmaterial er gehabt habe, gab der Beschwerdeführer maximal 5 Minuten, 
vielleicht auch weniger an. Wiederum hielt der vorsitzende Richter vor, erstinstanzlich habe er 10 Minuten zu 
Protokoll gegeben (AS 27 unten), worauf er meinte, so genau wisse er es nicht. 
 

Im Falle einer Rückkehr in den Herkunftsstaat habe er Angst vor diesen Leuten, woraufhin der vorsitzende 
Richter nachfragte, wer er mit "diese Leute" gemeint sei und der Beschwerdeführer zur Antwort gab, er wisse es 
nicht, damals seien es uniformierte Formierungen gewesen. Dazu hielt der vorsitzende Richter fest, gerade an 
der Uniform müsse man erkennen, wo diese hingehören, worauf der Beschwerdeführer erwiderte, damals sei ein 
Durcheinander in Georgien gewesen. Nochmals nachgefragt, von wem er verfolgt worden sei, gab er an, 
glaublich seien diese von der Regierung gewesen. 
 

Auf Vorhalt, er habe sich ohne Probleme einen Führerschein ausstellen lassen können (AS 9), behauptete der 
Beschwerdeführer, damals sei es allen nur ums Geld gegangen. Dazu merkte der vorsitzende Richter an, warum 
hole er sich überhaupt einen Führerschein, wenn er den Eindruck habe, dass er von der Regierung verfolgt 
werde, woraufhin der Beschwerdeführer erwiderte, er habe nur Geld gegeben und man habe den Führerschein 
ausgestellt. Er habe keine Angst gehabt, da er einen Vertrauten damit beauftragt habe. 
 

Zur Integration befragt gab der Beschwerdeführer zu Protokoll, er habe bei "XXXX" und bei der Zeitung 
"XXXX" gearbeitet und legte diesbezüglich einen Gewerberegisterauszug des Magistrats der Landeshauptstadt 
XXXX vom XXXX vor. Dazu merkte der vorsitzende Richter an, dabei handle es sich "nur" um eine 
Bestätigung, dass er eine Gewerbeberechtigung habe und forderte den Beschwerdeführer auch zur Vorlage einer 
Bestätigung von "XXXX" und "XXXX" auf. Er habe in Österreich Deutschkurse besucht und legte die 
(jeweilige) Teilnahmebestätigung vor. Weiters habe er Freunde in Österreich und verwies auf zwei vorgelegte 
Empfehlungsschreiben. 
 

Zum Abschluss übergab der vorsitzende Richter dem Beschwerdeführer den aktuellen Länderbericht zur 
Situation in Adscharien sowie zur aktuellen Situation von ehemaligen Mitgliedern der Agordzineba Partei mit 
der Möglichkeit, binnen 14 Tagen Stellung zu nehmen. Eine solche Stellungnahme traf bis dato nicht ein. 
 

Am 05.03.2010 langten beim Asylgerichtshof die jeweiligen Bestätigungen von "XXXX" und "XXXX" sowie 
ein Empfehlungsschreiben ein. 
 

Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

II.1.1 Zur Person des Beschwerdeführers: 
 



 Asylgerichtshof 10.05.2010 

www.ris.bka.gv.at  Seite 6 von 16 

Der Beschwerdeführer trägt den Namen XXXX, ist georgischer Staatsangehöriger, Angehöriger der georgischen 
Volksgruppe und am XXXX geboren. Er stellte am 07.02.2005 gegenständlichen Asylantrag. 
 

Schwerwiegende (im Sinne von: akut lebensbedrohliche) physische oder psychische Beeinträchtigungen des 
Beschwerdeführers konnten nicht festgestellt werden. 
 

Der Beschwerdeführer ist unbescholten. 
 

Der Beschwerdeführer war in Georgien keinen asylrelevanten Übergriffen ausgesetzt und drohen solche auch 
nicht. Eine individuelle aktuelle Verfolgungsgefahr oder gegen den Beschwerdeführer gesetzte 
Verfolgungshandlungen können nicht festgestellt werden. Es kann nicht festgestellt werden, dass der 
Beschwerdeführer im Falle seiner Rückkehr nach Georgien aus Gründen der Rasse, der Religion, der 
Nationalität, der Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Ansichten 
von staatlicher Seite oder von Seiten Dritter bedroht worden wäre. Die Gründe seiner Ausreise aus Georgien 
konnte nicht festgestellt werden. 
 

Dem Beschwerdeführer droht in Georgien weder unmenschliche Behandlung, die Todesstrafe oder 
unverhältnismäßige Strafe noch eine sonstige individuelle Gefahr oder existenzielle Notlage. Ebenfalls nicht 
festgestellt werden konnte, dass ein Ausweisungshindernis gemäß Artikel 8 EMRK vorliegt. 
 

II.1.2 Zur Lage in Georgien: 
 

Hinsichtlich der asylrelevanten Situation in Georgien wird auf die im Akt inliegenden und dem 
Beschwerdeführer anlässlich der Ladung zur mündlichen Beschwerdeverhandlung zugeschickten 
Länderfeststellungen verwiesen, zu denen der Beschwerdeführer trotz ausdrücklich eingeräumter Frist keine 
Stellungnahme abgab. 
 

Zur aktuellen Situation in Adscharien sowie zur Situation von ehemaligen Mitgliedern der Agordzineba Partei 
wird festgehalten: 
 

1. Überblick 
 

Adscharien hat etwa 400.000 Bewohner und eine Fläche von 3.000 Quadratkilometer. Adscharien ist eine 
autonome Republik innerhalb Georgiens. Das staatliche handeln ist an die georgische Verfassung gebunden. Die 
Vollziehung der Gesetze wird durch die Regierung der autonomen Republik Adscharien übernommen. 
(Government of the autonomous Republic of Adjara, vom 07.09.2006, www.adjara.gov.ge, Zugriff am 
15.05.2007) 
 

Die territoriale Gliederung des Landes (Zentral- / Bundesstaat) bleibt bis zur Abhaltung freier Wahlen in 
Abchasien und Südossetien offen. Abchasien, Adscharien und Südossetien verfügten zu Zeiten der Sowjetunion 
über einen autonomen Status mit weitgehenden Selbstverwaltungsrechten. Als 1990 georgisch-nationale, anti-
sowjetische Kräfte (Gamsachurdia) die Autonomie der Minderheiten in Frage stellten, kam es in Südossetien und 
Abchasien zu zunehmenden Spannungen. Bewaffnete Auseinandersetzungen führten schließlich zu einer 
Sezession der beiden Landesteile, die jedoch von der internationalen Staatengemeinschaft einschließlich 
Deutschland nicht anerkannt wird. Insbesondere in Abchasien führten die Kämpfe zu Flucht und Vertreibung der 
georgischen Bevölkerung. Georgien muss seitdem mit dem Schicksal von ca. 260.000 Binnenflüchtlingen fertig 
werden. 
 

(USDOS, Country Report on human rights practices, 03.2007) 
 

Die politische und rechtliche Einbindung Adschariens, mit dessen Führung es in den vergangenen Jahren immer 
wieder Streit in innenpolitischen, rechtlichen und fiskalischen Fragen gegeben hatte, wurde nach der Abdankung 
und Ausreise des bisherigen regionalen Machthabers Aslan Abaschidze am 06. Mai 2004 und der 
Verabschiedung eines Autonomiegesetzes durch das Tifliser Parlament neu geregelt. Die Beziehungen zu der 
Region sind im Vergleich zu den anderen Provinzen inzwischen als normal zu bewerten. (Deutsches 
Auswärtiges Amt, Bericht über asyl- und abschieberelevante Lage in Georgien, 
 

vom 24.04.2006) 
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In Adscharien wurde eine vollständige Widerherstellung der Ordnung seit 2004 durchgeführt. 
Menschenrechtsverstöße in der Republik haben abgenommen und die Regierung in Georgien hat volle Kontrolle 
über die Provinz, die auch eine neue Verfassung erhielt. 
 

(UK Home Office, Operational Guidance Note, 12.2006) 
 

2. Aslan Abaschidse (engl. Abashidze) und dessen Agordsineba (engl. Aghordzineba) Partei 
 

Im Mai 2004 trat der Parteichef Aslan Abaschidse zurück und flüchtete nach Russland. Die von ihm gegründete 
Partei Agordzineba wurde aufgelöst. Mit dem Weggang von Aslan Abaschidze hörte auch seine eigene Partei 
auf zu existieren. Der Vertreter der Partei, Hamlet Tschipaschwili gab die vollständige Liquidierung der Partei 
bekannt. 
 

(AI Jahresbericht 2005, 04.2006; Georgien Nachrichten, 6. Mai 2004) 
 

Seitdem Aslan Abaschidze Georgien im Jahr 2004 verlassen hat, sind keine Meldungen bekannt geworden, 
wonach es zu Verfolgungshandlungen von ehemaligen Mitgliedern der Agordsineba Partei gekommen ist. 
 

III. Beweiswürdigung 
 

Die Staats- und Volksgruppenzugehörigkeit des Beschwerdeführers ergeben sich aus den diesbezüglichen 
glaubwürdigen Angaben im Laufe des Verfahrens. Die Identität des Beschwerdeführers ergibt sich auf Grund 
des im erstinstanzlichen Verfahren vorgelegten, unbedenklichen nationalen Führerscheines Nr. XXXX (Kopie 
des Originals im Akt einliegend). 
 

Die Feststellungen, wonach keine schwerwiegenden physischen oder psychischen Beeinträchtigungen des 
Beschwerdeführers vorliegen, beruhen darauf, dass der Beschwerdeführer in der Beschwerdeverhandlung angab, 
er sei gesund. 
 

Die Feststellungen zur Unbescholtenheit des Beschwerdeführers beruhen auf dem vom Asylgerichtshof 
eingeholten und dem Akt einliegenden Strafregisterauszug vom 30.04.2010. 
 

Zu den Länderfeststellungen hat der Beschwerdeführer innerhalb der zweiwöchigen Stellungnahmefrist zwar 
eine umfassende Stellungnahme eingebracht, welche jedoch nicht substantiiert von den Länderfeststellungen des 
Asylgerichtshofes abweicht. Die herangezogenen Berichte und Informationsquellen stammen großteils von 
staatlichen Institutionen oder diesen nahestehenden Einrichtungen und sind keinerlei Anhaltspunkte ersichtlich, 
die Zweifel an deren Objektivität und Unparteilichkeit erscheinen lassen. Da die Berichte zudem auf einer 
Vielzahl verschiedener, voneinander unabhängiger Quellen beruhen und dennoch ein in den Kernaussagen 
übereinstimmendes Gesamtbild ohne wesentliche Widersprüche darbieten, besteht für den erkennenden Senat 
kein Grund, an der Richtigkeit der Situationsdarstellungen zu zweifeln, zumal auch die Stellungnahme des 
Beschwerdeführers nicht substantiiert von den Feststellungen abweicht. 
 

Bezüglich der geltend gemachten Fluchtgründe und ihrer Glaubhaftigkeit ist auf die ständige Judikatur des 
Verwaltungsgerichtshofes zu verweisen, wonach es für die Glaubhaftmachung der Angaben des Fremden 
erforderlich ist, dass er die für die ihm drohende Behandlung oder Verfolgung sprechenden Gründe konkret und 
in sich stimmig schildert und dass diese Gründe objektivierbar sind, wobei zur Erfüllung des 
Tatbestandsmerkmals des "Glaubhaft-Seins" der Aussage des Fremden selbst wesentliche Bedeutung zukommt. 
Für die Glaubhaftmachung sind insbesondere folgende Faktoren ausschlaggebend: 
 

dass der Antragsteller sich offensichtlich bemüht hat, seinen Antrag zu substantiieren, 
 

dass alle dem Antragsteller verfügbaren Anhaltspunkte vorliegen und eine hinreichende Erklärung für das Fehlen 
anderer relevanter Anhaltspunkte gegeben wurde, 
 

dass festgestellt wurde, dass die Aussagen des Antragstellers kohärent und plausibel sind und zu den für seinen 
Fall relevanten besonderen und allgemeinen Informationen nicht in Widerspruch stehen; 
 

dass der Antragsteller internationalen Schutz (bzw. Asyl) zum frühest möglichen Zeitpunkt beantragt hat, es sei 
denn, er kann gute Gründe dafür vorbringen, dass dies nicht möglich war; 
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In diesem Zusammenhang sei seitens des Asylgerichtshofes ausdrücklich darauf hingewiesen, dass der 
Verwaltungsgerichtshof in zahlreichen Erkenntnissen die Wichtigkeit des seitens des zur Entscheidung 
berufenen Organes im Rahmen der Berufungsverhandlung vom Berufungswerber (hier: Beschwerdeführer) 
persönlich gewonnen Eindruckes betont hat. (Vgl. hiezu etwa E VwGH 24.6.1999, 98/20/0435). 
 

Es entspricht der ständigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes, wenn Gründe, die zum Verlassen des 
Heimatlandes beziehungsweise Herkunftsstaates geführt haben, im Allgemeinen als nicht glaubwürdig 
angesehen werden, wenn der Asylwerber die nach seiner Meinung einen Asyltatbestand begründenden 
Tatsachen im Laufe des Verfahrens - niederschriftlichen Einvernahmen - unterschiedlich oder sogar 
widersprüchlich darstellt, wenn seine Angaben mit den der Erfahrung entsprechenden Geschehnisabläufen oder 
mit tatsächlichen Verhältnissen bzw. Ereignissen nicht vereinbar und daher unwahrscheinlich erscheinen oder 
wenn er maßgebliche Tatsachen erst sehr spät im Laufe des Asylverfahrens vorbringt (VwGH 06.03.1996, 
95/20/0650). 
 

Das Vorbringen des Beschwerdeführers ist in vielerlei Hinsicht massiv widersprüchlich. Einerseits ist es nicht 
einmal annähernd stringent mit den Ausführungen vor dem Bundesasylamt, andererseits verstrickte sich der 
Beschwerdeführer innerhalb der mündlichen Beschwerdeverhandlung in eminente Widersprüche, die er trotz 
mehrmaliger Nachfrage nicht schlüssig aufzuklären vermochte. Der erkennende Senat des Asylgerichtshofes 
kam - wie das Bundesasylamt - nach gesamtheitlicher Würdigung und im Besonderen nach Durchführung einer 
mündlichen Verhandlung zu dem Schluss, dass die Angaben des Beschwerdeführers nicht glaubhaft sind und 
nicht den Tatsachen entsprechen. 
 

Betrachtet man die Angaben des Beschwerdeführers, mit denen er seinen Asylantrag vor dem Bundesasylamt 
begründet hatte, seine Ausführungen in der Beschwerdeschrift und jene in der Beschwerdeverhandlung vor dem 
erkennenden Senat, so zeigen sich zum Teil beträchtliche Abweichungen, die sowohl innerhalb seiner Angaben 
zum persönlichen bzw. beruflichen Werdegang als auch hinsichtlich seiner Fluchtgründe zu finden sind. Vor 
dem Bundesasylamt hatte der Beschwerdeführer hinsichtlich seines beruflichen Werdeganges ins Treffen 
geführt, dass er von April 2002 bis November 2002 bei einer Privatfirma namens XXXX in XXXX beschäftigt 
gewesen sei und seinen Wehrdienst von 2001 bis 2002 absolviert habe (AS 17), während er im Zuge der 
Beschwerdeverhandlung auf die Frage hinsichtlich seiner beruflichen Tätigkeit im Herkunftsstaat zu Protokoll 
gab, er sei im Jahr 2004 für einige Monate in einer XXXX in XXXX tätig gewesen und nannte als Arbeitgeber 
ein Unternehmen namens "XXXX" sowie eine Privatperson namens XXXX als Eigentümer (Seite 4 ff. der 
Verhandlungsniederschrift). Auf entsprechenden Vorhalt der divergierenden Angaben flüchtete sich der 
Beschwerdeführer in der mündlichen Beschwerdeverhandlung in die zögerliche Antwort, er wisse es nicht und 
hielt in diesem Zusammenhang fest, dass er 2002 noch in der Armee gewesen sei. In weiterer Folge behauptete 
er, er habe seinen Wehrdienst ab Frühjahr 2002 bis 2003 in XXXX absolviert, während er vor dem 
Bundesasylamt die zeitliche Einordnung bezüglich seines abgeleisteten Wehrdienstes in den Zeitraum 2001 bis 
2002 datierte (Seite 6 der Verhandlungsniederschrift). Den diesbezüglichen Vorhalt ließ der Beschwerdeführer 
unbeantwortet. Neben diesen bereits aufgezeigten widersprüchlichen Darstellungen fällt aber auch auf, dass der 
Beschwerdeführer in der mündlichen Beschwerdeverhandlung erstmals eine Buchhalterausbildung ins Treffen 
geführt hat, jedoch die vor dem Bundesasylamt genannte Führung eines kleinen Geschäftes unerwähnt gelassen 
hat. Den Vorhalt, dass er in seinen nunmehrigen Ausführungen die Nennung eines eigenen Geschäftes 
unerwähnt gelassen habe, ließ der Beschwerdeführer anfänglich wiederum unbeantwortet, hielt jedoch - ohne 
schlüssige Erklärung - fest, dass er ein eigenes Geschäft gehabt habe (Seite 5 der Verhandlungsniederschrift). 
Einen überzeugenden Grund, weshalb der Beschwerdeführer diese widersprüchlichen bzw. unstimmigen 
Angaben im asylbehördlichen Verfahren gemacht hat, konnte er gegenüber dem erkennenden Senat nicht 
nennen, vielmehr - wie dem Verhandlungsprotokoll entnommen werden kann - ließ der Beschwerdeführer 
entsprechende Vorhalte unbeantwortet und nahm die ihm eingeräumte Möglichkeit, diese evidenten 
Unklarheiten schlüssig und verständlich zu erläutern, nicht wahr. Bereits deshalb muss die persönliche 
Glaubwürdigkeit des Beschwerdeführers als stark gemindert angesehen werden. 
 

Aber auch hinsichtlich der übrigen Fluchtschilderungen, die der Beschwerdeführer (trotz entsprechender 
Nachfrage zu Beginn der Beschwerdeverhandlung) nicht berichtigt hat, ergeben sich in ihrem Ausmaß 
erstaunliche Widersprüche: Während der Beschwerdeführer vor dem Bundesasylamt und auch in der 
Beschwerdeschrift seine Fluchtgründe detailliert und schlüssig darlegte, begründete er im Zuge der 
Beschwerdeverhandlung seine Ausreise aus Georgien damit, dass er Mitglied der Partei Agordzineba gewesen 
sei und nannte als seine konkreten Probleme den regelmäßigen Besuch uniformierter Personen und die 
Herausgabe einer von ihm angefertigten Videoaufzeichnung, wobei sich seine Angaben - bei näherer 
Betrachtung - als äußerst vage und überraschend ungenau gestalteten (Seite 7 der Verhandlungsniederschrift). 
Dem Vorhalt, erstinstanzlich habe er deutlich detaillierte Angaben getätigt und auch Übergriffe genannt, 
entgegnete der Beschwerdeführer mit seinen Ausführungen, wonach ihm die Zähne eingeschlagen worden seien 
und sein Geschäft vernichtet worden sei. In weiterer Folge untermauerte er die angeblichen 
Bedrohungsszenarien mit einem "immer wieder" aufgesucht worden sein, verstrickte sich jedoch innerhalb 
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seiner Angaben in einen weiteren Widerspruch, nachdem er die Anzahl der ihn aufsuchenden Männer auf 
insgesamt drei beschränkte (Seite 8 der Verhandlungsniederschrift), während er in der Beschwerde von vier 
Männern gesprochen hatte (AS 167). Wiederum mit seinen widersprüchlichen Angaben konfrontiert, blieb der 
Beschwerdeführer eine schlüssige und plausible Antwort schuldig. 
 

Nicht unerwähnt bleiben darf auch, dass der Beschwerdeführer in der Beschwerdeschrift einen Mann namens 
XXXX als Parteivorsitzenden nannte (AS 165), während er in der mündlichen Beschwerdeverhandlung 
ausführte, sie hätten hauptsächlich XXXX unterstützt (Seite 8 der Verhandlungsniederschrift). Konfrontiert mit 
den widersprüchlichen Ausführungen in der Beschwerdeschrift gab der Beschwerdeführer nunmehr einen Mann 
namens XXXX zu Protokoll gab. Nach nochmaliger entsprechender Nachfrage versuchte der Beschwerdeführer 
diese widersprüchlichen Schilderungen dahingehend aufzulösen, dass es zwar einen XXXX gegeben habe, dieser 
sei jedoch kein Anführer gewesen. Dass dies wiederum mit seinen Angaben in der Beschwerdeschrift nicht in 
Einklang zu bringen ist, bedarf keiner weiteren Erörterung. 
 

Auch hinsichtlich des angeblichen "ersten Besuches" der uniformierten Männer traten unvereinbare 
Widersprüche in den Angaben des Beschwerdeführers auf, die nicht geklärt werden konnten: So ordnete der 
Beschwerdeführer in der mündlichen Beschwerdeverhandlung den "ersten Besuch" etwa eine Woche nach seiner 
Rückkehr nach XXXX ein (Seite 9 der Verhandlungsniederschrift), während er in der Beschwerdeschrift von 
zwei Monaten gesprochen hatte (AS 167). Auf Vorhalt, seine Angaben seien mit seinen Aussagen vor dem 
Bundesasylamt bzw. in seiner Beschwerdeschrift nicht in Einklang zu bringen, erwiderte der Beschwerdeführer, 
vielleicht habe er etwas durcheinander gebracht, eine plausible Erklärung vermochte er jedoch nicht anzugeben. 
 

In weiterer Folge nannte der Beschwerdeführer auch die Häufigkeit der angeblichen Übergriffe unterschiedlich. 
Während er vor dem Bundesasylamt nach der behaupteten ersten Misshandlung lediglich einen (weiteren) 
Übergriff nannte, also insgesamt zwei körperliche Übergriffe (AS 27), gab er in der Beschwerdeverhandlung zu 
Protokoll, nach Vernichtung seines Geschäftes sei er noch drei weitere Male aufgesucht und geschlagen worden, 
nannte also insgesamt vier körperliche Übergriffe (Seite 9 des Verhandlungsprotokolls). Nach entsprechender 
Nachfrage versuchte der Beschwerdeführer diese widersprüchliche Darstellung dahingehend aufzulösen, dass er 
"mehrere Male" aufgesucht worden sei, die er jedoch - nach nochmaligem Vorhalt - dahingehend abänderte, 
vielleicht habe es auch nur zwei Übergriffe gegeben. Seine Angaben zur Frage, wieso über die Vernichtung 
seines Geschäftes in der Beschwerdeschrift nichts zu finden sei, blieben ebenfalls vage und unschlüssig. Auch 
über nochmalige Aufforderung zur Konkretisierung seiner Angaben, insbesondere, was er unter "immer wieder 
verfolgt" worden sein, verstehe, blieb der Beschwerdeführer unpräzise und verwies nochmals auf die bereits 
genannten "Besuche" und die Zerstörung seines Geschäftes. Auf Vorhalt, erstinstanzlich habe er auch Drohbriefe 
genannt (AS 29), erwiderte der Beschwerdeführer, diese habe er vor den körperlichen Übergriffen erhalten, 
woraufhin der vorsitzende Richter wiederum mit der Tatsache konfrontierte, in der Beschwerdeschrift habe er 
den Erhalt der Drohbriefe nach den Übergriffen eingeordnet (AS 167). Der Beschwerdeführer ließ den 
entsprechenden Vorhalt unbeantwortet und flüchtete sich in Schweigen. 
 

Ebenso wenig konnten seine Angaben bezüglich der Videokassette als glaubhaft erachtet werden. So gab der 
Beschwerdeführer auf konkrete Nachfrage, wo sich die Videokassette befinde an, er habe diese im Dorf 
versteckt und nannte das Haus seines Großvaters als Aufbewahrungsstätte (Seite 9 der Verhandlungsschrift), 
während er vor dem Bundesasylamt als auch in der Beschwerde diesbezüglich einen Freund ins Treffen führte. 
Dem entsprechenden Vorhalt in der mündlichen Verhandlung begegnete der Beschwerdeführer mit der 
Rechtfertigung, sein Freund habe über den Aufenthaltsort der Videokassette bescheid gewusst. Dass die 
unterschiedlichen Darstellungen nicht miteinander in Einklang zu bringen sind, bedarf wohl keiner weiteren 
Erörterung. Konfrontiert mit der mehrmaligen Aufforderung vor dem Bundesasylamt zur Vorlage der 
Videokassette und des Parteibuches (AS 31 und AS 99), entgegnete der Beschwerdeführer nunmehr, er habe 
seinen Freund nicht ausfindig machen können, was jedoch wiederum mit seinen Angaben vor dem 
Bundesasylamt nicht in Einklang zu bringen ist, wonach sein Freund überfallen worden und nunmehr 
verschollen sei (AS 99). Wäre der Beschwerdeführer tatsächlich im Besitz eines Videomaterials gewesen, hätte 
er wohl keine Mühen und Bestrebungen gescheut, die von ihm angekündigten Beweismittel in Vorlage zu 
bringen, angesichts des Ziels des Beschwerdeführers, nämlich in Österreich Schutz vor Verfolgung zu finden. 
Die diesbezügliche Rechtfertigung des Beschwerdeführers, wonach er "neu hier" gewesen sei und die Mitnahme 
der Kassette nicht mehr geschafft habe, vermag nicht zu überzeugen. Vielmehr drängt sich dadurch dem 
erkennenden Senat verstärkt die Vermutung auf, dass es sich beim Vorbringen um ein gedankliches Konstrukt 
handelt. 
 

Gleichzeitig ist dem Bundesasylamt in seiner Einschätzung im angefochtenen Bescheid beizupflichten, dass der 
Beschwerdeführer über keinerlei Grundkenntnisse hinsichtlich der Bedienung der "kleinen Kamera" verfügte 
und verstrickte er sich in der Verhandlung vor dem erkennenden Senat diesbezüglich in einen weiteren 
Widerspruch, wonach er insgesamt über maximal 5 Minuten - vielleicht auch weniger - Filmmaterial verfüge 



 Asylgerichtshof 10.05.2010 

www.ris.bka.gv.at  Seite 10 von 16 

(Seite 11 der Verhandlungsniederschrift), während er vor dem Bundesasylamt die Dauer des Filmmaterials auf 
10 Minuten beschränkte (AS 27 unten). 
 

Substantiierte und nachvollziehbare Rückkehrbefürchtungen konnte der Beschwerdeführer ebenso wenig äußern 
und beschränkte sich auf reine Spekulationen, ohne diese auch nach mehrmaliger Aufforderung seitens des 
vorsitzenden Richters nachvollziehbar und einigermaßen konkret darstellen zu können: "Ich habe Angst vor 
diesen Leuten." (Seite 11 der Verhandlungsniederschrift). Auch über nochmalige Aufforderung zur 
Konkretisierung seiner Angaben, wer mit "diese Leute" gemeint sei, blieb der Beschwerdeführer unpräzise und 
begründete seine Annahme, dass es sich (glaublich) um Mitarbeiter der Regierung gehandelt habe mit dem 
Tragen einer Uniform (Seite 11 der Verhandlungsniederschrift), sodass die zentrale Frage, von wem 
asylrelevante Verfolgung droht, völlig im Dunkeln blieb. Ein nachvollziehbares Bedrohungsszenario für den Fall 
seiner Rückkehr zu schildern blieb der Beschwerdeführer auch in der Verhandlung vor dem erkennenden Senat 
des Asylgerichtshofes schuldig. 
 

Für die Unglaubwürdigkeit des Fluchtvorbringens spricht darüber hinaus der Umstand, dass der 
Beschwerdeführer legal unter Verwendung seines Reisepasses problemlos ausreisen konnte, was nicht darauf 
hindeutet, dass die Behörden ein besonderes Interesse am Beschwerdeführer gehabt haben sollen. Auch den 
vorgelegten nationalen Führerschein, der am XXXX vom Verkehrsamt in Georgien ausgestellt worden ist, 
konnte der Beschwerdeführer offensichtlich ohne Probleme erlangen. Auf die Frage, warum er sich einen 
Führerschein ausstellen lasse, wenn er den Eindruck habe, dass er von der Regierung verfolgt werde, gab der 
Beschwerdeführer zur Antwort, er habe nur Geld gegeben und man habe ihm den Führerschein ausgestellt, hielt 
jedoch in diesem Zusammenhang weiters fest, er habe keine Angst gehabt (Seite 11 der 
Verhandlungsniederschrift). Vor diesem Hintergrund erscheint das gesamte Fluchtvorbringen des 
Beschwerdeführers völlig unglaubwürdig. 
 

Dass die vom Beschwerdeführer behauptete Verfolgung auch von den Länderdokumenten nicht gedeckt ist, 
wurde dem Beschwerdeführer auch in der Verhandlung unter auszugsweisem Vorhalt der entsprechenden 
Passagen der herangezogenen Länderdokumente zur Kenntnis gebracht und trat der Beschwerdeführer den 
Länderfeststellungen nicht substantiiert entgegen. Weshalb der Beschwerdeführer bei einer Rückkehr zum 
Entscheidungszeitpunkt einer Gefahr ausgesetzt sein soll, ist aus seinem als unglaubwürdig gewerteten 
Vorbringen nicht nachvollziehbar ableitbar, da der Beschwerdeführer eine aktuelle Gefährdungssituation nicht 
glaubhaft machen konnte und ist eine solche auch nicht von Amts wegen - in Zusammenschau mit den 
Länderberichten - hervorgekommen. 
 

Der bereits im erstinstanzlichen Verfahren entstandene Eindruck der Unglaubwürdigkeit des Fluchtvorbringens 
erhärtete sich auf Grund des in den mündlichen Verhandlungen erlangten persönlichen Eindrucks und den 
massiven Widersprüchen in seinen Angaben, welche er auch in der mündlichen Verhandlung nicht überzeugend 
und argumentativ plausibel aufklären konnte, weshalb der erkennende Senat nach gesamtheitlicher Würdigung 
zur Ansicht gelangte, dass das Fluchtvorbringen lediglich in der Absicht, Asyl zu erlangen, erdacht wurde. 
 

IV. Rechtlich folgt daraus 
 

1. Gemäß § 23 Abs. 1 AsylGHG idF BGBl. I Nr. 147/2008 sind - soweit sich aus dem AsylG 2005 nichts 
anderes ergibt - auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des AVG mit der Maßgabe 
sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffes "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. 
 

Gemäß § 75 Abs. 7 Z 2 AsylG 2005 sind am 1.7.2008 beim Unabhängigen Bundesasylsenat anhängige 
Verfahren gegen abweisende Bescheide, in denen eine mündliche Verhandlung noch nicht stattgefunden hat, 
vom zuständigen Senat des Asylgerichtshof weiterzuführen. 
 

Gemäß § 75 Abs. 1 erster Satz AsylG 2005 sind alle am 31.12.2005 anhängigen Verfahren nach den 
Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu Ende zu führen. § 44 AsylG 1997 gilt. Gemäß § 44 Abs. 2 AsylG 1997 
idF BGBl. I Nr. 101/2003 werden Verfahren zur Entscheidung über Asylanträge, die ab dem 1.5.2004 gestellt 
werden, nach den Bestimmungen des AsylG 1997, BGBl. I Nr. 76/1997, in der jeweils geltenden Fassung 
geführt. 
 

Gemäß § 75 Abs. 1 AsylG 2005, BGBl. I 100/2005 in der Fassung BGBl. I 122/2009, sind alle am 31. Dezember 
2005 anhängigen Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 mit der Maßgabe zu Ende zu 
führen, dass in Verfahren, die nach dem 31. März 2009 beim Bundesasylamt anhängig sind oder werden, § 10 in 
der Fassung BGBl. I Nr. 29/2009 mit der Maßgabe anzuwenden ist, dass eine Abweisung des Asylantrages, 
wenn unter einem festgestellt wurde, dass die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des 
Asylwerbers in seinen Herkunftsstaat zulässig ist, oder eine Zurückweisung des Asylantrages als Entscheidung 
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nach dem Asylgesetz 2005 gilt. § 44 AsylG 1997 gilt. Die §§ 24, 26, 54 bis 57 und 60 dieses Bundesgesetzes 
sind auf diese Verfahren anzuwenden. § 27 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 122/2009 ist auf 
diese Verfahren mit der Maßgabe anzuwenden, dass das Bundesasylamt oder der Asylgerichtshof zur Erlassung 
einer Ausweisung zuständig ist und der Sachverhalt, der zur Einleitung des Ausweisungsverfahrens führen 
würde, nach dem 31. Dezember 2005 verwirklicht wurde. § 57 Abs. 5 und 6 ist auf diese Verfahren mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass nur Sachverhalte, die nach dem 31. Dezember 2005 verwirklicht wurden, zur 
Anwendung dieser Bestimmungen führen. 
 

2. Gemäß § 7 AsylG 1997 hat die Behörde Asylwerbern auf Antrag mit Bescheid Asyl zu gewähren, wenn 
glaubhaft ist, dass ihnen im Herkunftsstaat Verfolgung (Art. 1, Abschnitt A, Z 2 der Genfer 
Flüchtlingskonvention) droht und keiner der in Art. 1, Abschnitt C oder F der Genfer Flüchtlingskonvention 
genannten Endigungs- oder Ausschlussgründe vorliegt. 
 

Flüchtling im Sinne des Asylgesetzes 1997 ist, wer aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, 
Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung 
verfolgt zu werden, sich außerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf 
diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich infolge 
obiger Umstände außerhalb des Landes seines gewöhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im 
Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurückzukehren. 
 

Zentrales Element des Flüchtlingsbegriffs ist die "begründete Furcht vor Verfolgung". Die begründete Furcht vor 
Verfolgung liegt dann vor, wenn objektiver weise eine Person in der individuellen Situation des Asylwerbers 
Grund hat, eine Verfolgung zu fürchten. Verlangt wird eine "Verfolgungsgefahr", wobei unter Verfolgung ein 
Eingriff von erheblicher Intensität in die vom Staat zu schützende Sphäre des Einzelnen zu verstehen ist, welche 
geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Rückkehr in das 
Land des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Rückkehr in das Land des vorherigen Aufenthalts zu begründen. 
Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in den in der Genfer Flüchtlingskonvention genannten Gründen haben 
und muss ihrerseits Ursache dafür sein, dass sich die betreffende Person außerhalb ihres Heimatlandes bzw. des 
Landes ihres vorherigen Aufenthaltes befindet. Die Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat 
des letzten gewöhnlichen Aufenthaltes zurechenbar sein. Zurechenbarkeit bedeutet nicht nur ein Verursachen, 
sondern bezeichnet eine Verantwortlichkeit im Bezug auf die bestehende Verfolgungsgefahr. Die 
Verfolgungsgefahr muss aktuell sein, was bedeutet, dass sie zum Zeitpunkt der Bescheiderlassung vorliegen 
muss. Bereits gesetzte vergangene Verfolgungshandlungen stellen im Beweisverfahren ein wesentliches Indiz 
für eine bestehende pro futuro zu erwartende Verfolgungsgefahr dar. 
 

Im vorliegenden Fall ist es dem Beschwerdeführer - mangels Glaubwürdigkeit der von ihm geltend gemachten 
Fluchtgründe - nicht gelungen, objektive Furcht vor aktueller Verfolgung in gewisser Intensität glaubhaft zu 
machen. Es liegt keine begründete Furcht vor asylrelevanter Verfolgungshandlung vor. Die in Art. 1 Abschnitt A 
Z 2 GFK geforderten Voraussetzungen sind nicht erfüllt. 
 

Somit war die Beschwerde gegen Spruchpunkt I des Bescheides des Bundesasylamtes abzuweisen. 
 

3. Ist ein Asylantrag abzuweisen, so hat die Behörde gemäß § 8 Abs 1 AsylG 1997von Amts wegen 
bescheidmäßig festzustellen, ob die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in den 
Herkunftsstaat nach § 57 Fremdengesetz 1997, BGBl I Nr. 75/1997 (FrG), zulässig ist; diese Entscheidung ist 
mit der Abweisung des Asylantrages zu verbinden. 
 

§ 8 Abs 1 AsylG verweist auf § 57 Fremdengesetz; BGBl I Nr. 75/1997 (FrG), wonach die Zurückweisung, 
Zurückschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat unzulässig ist, wenn dadurch Art. 2 EMRK, Art. 3 
EMRK oder das Protokoll Nr. 6 zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die 
Abschaffung der der Todesstrafe verletzt würde. 
 

Überdies ist gemäß § 57 Abs 2 FrG die Zurückweisung oder die Zurückschiebung Fremder in einen Staat 
unzulässig, wenn stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass dort ihr Leben oder ihre Freiheit aus 
Gründen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder ihrer 
politischen Ansichten bedroht wäre (Art. 33 Z 1 der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl 
55/1955, in der Fassung des Protokolls über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl 78/1974). 
 

Der Prüfungsrahmen des § 57 FrG ist jedoch durch § 8 Abs 1 AsylG auf den Herkunftsstaat des Fremden 
beschränkt. 
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Gemäß Art. 5 § 1 des Fremdenrechtspakets BGBl I 100/2005 ist das FrG mit Ablauf des 31.12.2005 außer Kraft 
getreten; am 1.1.2006 ist gemäß § 126 Abs. 1 Fremdenpolizeigesetz 2005 (Art. 3 BG BGBl I 100/2005; in der 
Folge: FPG) das FPG in Kraft getreten. Gemäß § 124 Abs 2 FPG treten, soweit in anderen Bundesgesetzen auf 
Bestimmungen des FrG verwiesen wird, an deren Stelle die entsprechenden Bestimmungen des FPG. Damit soll 
zum Ausdruck gebracht werden, dass das jeweilige andere Bundesgesetz nunmehr auf die entsprechenden 
Bestimmungen des FPG verweist. Demnach wäre die Verweisung des § 8 Abs 1 AsylG auf § 57 FrG nunmehr 
auf die "entsprechende Bestimmung" des FPG zu beziehen, di. § 50 FPG. Ob dies wirklich der Absicht des 
Gesetzgebers entspricht - da doch Asylverfahren, die am 31.12.2005 bereits anhängig waren, nach dem AsylG 
1997 weiterzuführen sind - braucht nicht weiter untersucht zu werden, da sich die Regelungsgehalte beider 
Vorschriften (§ 57 FrG und § 50 FPG) nicht in einer Weise unterscheiden, die für den vorliegenden Fall von 
Bedeutung wäre und da sich die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, die sich - unmittelbar oder 
mittelbar - auf § 57 FrG bezieht, insoweit auch auf § 50 FPG übertragen ließe. Angemerkt sei jedoch, dass ein 
Verweis des § 8 Abs 1 AsylG auf § 50 FPG nicht etwa jene Rechtslage herstellte, die dem Asylgesetz 2005 
entspricht; § 8 Abs 1 Asylgesetz 2005 (der inhaltlich dem § 8 Abs. 1 AsylG entspricht) verweist nämlich nicht 
auf § 50 FPG, sondern regelt den subsidiären Rechtsschutz etwas anders als § 8 Abs 1 AsylG, er zählt auch die 
maßgeblichen Bedrohungen selbst auf, und zwar in einer Weise, die nicht wörtlich dem § 50 FPG entspricht 
(vgl. dazu den Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenates vom 13.2.2006, Zl. 252.076/0-X/47/04). 
 

Der Verwaltungsgerichtshof hat in ständiger Rechtsprechung erkannt, dass der Antragsteller das Bestehen einer 
aktuellen, durch staatliche Stellen zumindest gebilligten Bedrohung der relevanten Rechtsgüter glaubhaft zu 
machen hat, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden betreffender, 
durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (für viele: VwGH 26.6.1997, 
95/18/1291; 17.7.1997, 97/18/0336). Diese Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf 
jene Umstände, die in der Sphäre des Asylwerbers gelegen sind, und deren Kenntnis sich die Behörde nicht von 
Amts wegen verschaffen kann (VwGH 30.9.1993, 93/18/0214). Bei der Beurteilung des Vorliegens einer 
Gefährdung im Sinn des § 57 Abs. 1 und 2 FrG ist die konkrete Einzelsituation in ihrer Gesamtheit, 
gegebenenfalls vor dem Hintergrund der allgemeinen Verhältnisse, in Form einer Prognose für den gedachten 
Fall der Abschiebung des Antragstellers in diesen Staat zu beurteilen. Für diese Beurteilung ist nicht 
unmaßgeblich, ob etwa allenfalls gehäufte Verstöße der in § 57 Abs 1 FrG umschriebenen Art durch den 
genannten Staat bekannt geworden sind (vgl. VwGH 25.1.2001, 2001/20/0011). 
 

Der Prüfungsrahmen des § 57 FrG ist durch § 8 (nunmehr § 8 Abs. 1) AsylG 1997 auf den Herkunftsstaat des 
Fremden beschränkt (VwGH 22.4.1999, 98/20/0561; 21.10.1999, 98/20/0512). 
 

Im vorliegenden Fall liegt die vorgebrachte Bedrohung iSd § 8 Abs. 1 AsylG 1997 schon deshalb nicht vor, weil 
der Beschwerdeführer seinen behaupteten Fluchtgrund nicht glaubhaft machen konnte. Eine extreme 
Gefährdungslage, aufgrund der jeder Rückkehrende einer menschenrechtlich relevanten Gefährdung ausgesetzt 
wäre, besteht in Georgien - ausgehend von den Länderfeststellungen - nicht. 
 

Für Georgien kann auch nicht festgestellt werden, dass in diesem Herkunftsstaat eine dermaßen schlechte 
wirtschaftliche Lage bzw. eine allgemeine Situation herrschen würde, die für sich genommen bereits die 
Zulässigkeit der Rückbringung in den Herkunftsstaat iSd. 

§ 8 Abs. 1 AsylG 1997 als unrechtmäßig erscheinen ließe. Auch ist kein kennzeichnender Grad willkürlicher 
Gewalt aufgrund eines bewaffneten Konflikts gegeben, der ein so hohes Niveau erreicht, dass stichhaltige 
Gründe für die Annahme bestehen, dass der Beschwerdeführer bei Rückkehr allein durch seine Anwesenheit 
tatsächlich Gefahr liefe, einer individuellen Bedrohung des Lebens ausgesetzt zu sein. Im konkreten Fall ist nicht 
ersichtlich, dass eine gemäß der Judikatur des EGMR geforderte Exzeptionalität der Umstände vorliegen würde, 
die die Außerlandesschaffung des Beschwerdeführers im Widerspruch zu Art. 3 EMRK erscheinen ließe. Die 
Abschiebung des Beschwerdeführers würde ihn jedenfalls nicht in eine "unmenschliche Lage", wie etwa 
Hungertod, unzureichende oder gar keine medizinische Versorgung, eine massive Beeinträchtigung der 
Gesundheit oder gar der Verlust des Lebens, versetzen. Der Beschwerdeführer ist ein gebildeter Mann im 
arbeitsfähigen Alter, der nach eigenen Angaben in Georgien berufstätig war und damit seinen Lebensunterhalt 
bestreiten konnte. Dem Beschwerdeführer ist es jedenfalls zumutbar, bei einer Rückkehr durch eigene und 
notfalls auch weniger attraktive Arbeit beizutragen, um das zu seinem Lebensunterhalt unbedingt Notwendige 
erlangen zu können. Zu den regelmäßig zumutbaren Arbeiten gehören dabei auch Tätigkeiten, für die es keine 
oder wenig Nachfrage auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt gibt, die nicht überkommenen Berufsbildern 
entsprechen, etwa weil sie keinerlei besondere Fähigkeiten erfordern und die nur zeitweise, etwa zur Deckung 
eines kurzfristigen Bedarfs ausgeübt werden können (vgl. auch VwGH 15.03.1989, 88/01/0339). Nach den 
Länderfeststellungen ist die Grundversorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln insgesamt gewährleistet. 
Dazu tragen die humanitäre Hilfe der internationalen Geberorganisationen und staatliche 
Unterstützungsprogramme bei, die auf besonders betroffene Bevölkerungsgruppen zielt. Abgesehen davon ist 
der Beschwerdeführer in Georgien auch nicht völlig auf sich alleine gestellt, sondern leben dort seine Eltern und 
mehrere enge Verwandte. Er verfügt somit in seiner Heimat auch über soziale Anknüpfungspunkte. 
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Außergewöhnliche Umstände, angesichts derer die Abschiebung des Beschwerdeführers nach Georgien Art. 3 
EMRK verletzten würde, können nicht erblickt werden. Der Entscheidung des Bundesasylamtes im Spruchpunkt 
II. des angefochtenen Bescheids kann daher aus dem Blickwinkel des Art. 3 EMRK nicht entgegen getreten 
werden. 
 

4. Gemäß § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung 
zu verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des 
Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird. 
 

Gemäß § 10 Abs. 2 AsylG 2005 sind Ausweisungen nach Abs. 1 unzulässig, wenn 
 

1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestütztes Aufenthaltsrecht zukommt oder 
 

2. diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen würden. 
 

Dabei sind insbesondere zu berücksichtigen: 
 

a) die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden 
rechtswidrig war; 
 

b) das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens; 
 

c) die Schutzwürdigkeit des Privatlebens; 
 

d) der Grad der Integration; 
 

e) die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden; 
 

f) die strafgerichtliche Unbescholtenheit; 
 

g) Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und 
Einwanderungsrechts; 
 

h) die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die 
Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren. 
 

Gemäß § 10 Abs. 3 AsylG 2005 ist, wenn die Durchführung der Ausweisung aus Gründen, die in der Person des 
Asylwerbers liegen, eine Verletzung von Art. 3 EMRK darstellen würde und diese nicht von Dauer sind, 
gleichzeitig mit der Ausweisung auszusprechen, dass die Durchführung für die notwendige Zeit aufzuschieben 
ist. 
 

Gemäß § 10 Abs. 4 AsylG 2005 gilt eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemäß Abs. 1 Z 1 verbunden 
ist, stets auch als Feststellung der Zulässigkeit der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung in den 
betreffenden Staat. Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverzüglich auszureisen. 
 

Gemäß § 10 Abs. 5 AsylG 2005 ist über die Zulässigkeit der Ausweisung jedenfalls begründet, insbesondere im 
Hinblick darauf, ob diese gemäß § 10 Abs. 2 Z 2 auf Dauer unzulässig ist, abzusprechen. Die Unzulässigkeit 
einer Ausweisung ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und 
Familienlebens auf Umständen beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloß vorübergehend sind. Dies ist 
insbesondere dann der Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im 
Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder Personen, die über ein gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht 
oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (§§ 45 und 48 oder §§ 51 ff NAG) verfügen, unzulässig wäre. 
 

Gemäß § 10 Abs. 6 AsylG 2005 bleiben Ausweisungen nach Abs. 1 binnen 18 Monaten ab einer Ausreise des 
Fremden aufrecht. 
 

Ist ein Asylantrag abzuweisen und wurde gemäß § 8 Abs 1 AsylG 1997 festgestellt, dass die Abschiebung in den 
Herkunftsstaat zulässig ist, hat die Behörde diesen Bescheid mit der Ausweisung zu verbinden (§ 8 Abs. 2 
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AsylG 1997 bzw. nunmehr aufgrund der Übergangsbestimmungen des § 75 Abs 8 AsylG 2005 nach § 10 Abs. 1 
Z 2 leg. cit.). Der Gesetzgeber beabsichtigt durch die zwingend vorgesehene Ausweisung von Asylwerbern, eine 
über die Dauer des Asylverfahrens hinausgehende Aufenthaltsverfestigung im Inland von Personen, die sich 
bisher bloß auf Grund ihrer Asylantragstellung im Inland aufhalten durften, zu verhindern (VfGH vom 
17.03.2005, Zl. G 78/04 u.a.). Bei einer Ausweisungsentscheidung nach § 8 Abs. 2 AsylG ist auf Art. 8 EMRK 
Bedacht zu nehmen (VfGH vom 15.10.2004, Zl. G 237/03, VfGH vom 17.03.2005, Zl. G 78/04 u.a.). 
 

Gemäß Artikel 8 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner 
Wohnung uns seines Briefverkehrs. Gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in 
die Ausübung dieses Rechts nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme 
darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und 
Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von 
strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten 
anderer notwendig ist. 
 

Das Recht auf Achtung des Familienlebens iSd Art. 8 EMRK schützt das Zusammenleben der Familie. Es 
umfasst jedenfalls alle durch Blutsverwandtschaft, Eheschließung oder Adoption verbundene 
Familienmitglieder, die effektiv zusammenleben; das Verhältnis zwischen Eltern und minderjährigen Kindern 
auch dann, wenn es kein Zusammenleben gibt. Der Begriff des Familienlebens ist nicht auf Familien beschränkt, 
die sich auf eine Heirat gründen, sondern schließt auch andere de facto Beziehungen ein, sofern diese 
Beziehungen eine gewisse Intensität erreichen. Als Kriterium hiefür kommt etwa das Vorliegen eines 
gemeinsamen Haushaltes, die Dauer der Beziehung, die Demonstration der Verbundenheit durch gemeinsame 
Kinder oder die Gewährung von Unterhaltsleistungen in Betracht (vgl. EGMR 13.6.1979, Marckx, EuGRZ 
1979, uva). 
 

Im Gegenstande liegen keine familiären Anknüpfungspunkte vor. Dies ergibt sich aus seinen diesbezüglichen 
Angaben in der mündlichen Beschwerdeverhandlung, wonach er ledig sei und in Österreich in keiner 
Lebensgemeinschaft lebe. Es bedarf daher betreffend des Familienlebens auch keiner Interessensabwägung 
gemäß Art. 8 Abs 2 

EMRK. 
 

Ist im gegenständlichen Fall ein Eingriff in das Familienleben zu verneinen, bleibt noch zu prüfen, ob mit der 
Ausweisung in das Privatleben des Beschwerdeführers eingriffen wird und bejahendenfalls, ob dieser Eingriff 
eine Maßnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche 
Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung 
von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und 
Freiheiten anderer notwendig ist (Art. 8 Abs 2 EMRK). 
 

Gemäß Art. 8 Abs 2 EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts nur 
statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer 
demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche 
Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz 
der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig und in diesem 
Sinne auch verhältnismäßig ist. 
 

Nach der Rechtsprechung des EGMR garantiert die Konvention Fremden kein Recht auf Einreise und Aufenthalt 
in einem Staat. Unter gewissen Umständen können von den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet 
des Aufenthaltsrechts (z.B. eine Ausweisungsentscheidung) aber in das Privatleben eines Fremden eingreifen. 
Dies beispielsweise dann, wenn ein Fremder den größten Teil seines Lebens in dem Gastland zugebracht hat 
oder besonders ausgeprägte soziale oder wirtschaftliche Bindungen im Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene 
zum eigentlichen Herkunftsstaat an Intensität deutlich übersteigen (vgl. EGMR 8.4.2008, Nnyanzi v. The United 
Kingdom, Appl. 21.878/06; 4.10.2001, Fall Adam, Appl. 43.359/98, EuGRZ 2002, 582; 9.10.2003., Fall 
Slivenko, Appl. 48.321/99, EuGRZ 2006, 560; 16.6.2005, Fall Sisojeva, Appl. 60.654/00, EuGRZ 2006, 554; 
uvm). 
 

Nach ständiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, die die Einreise und den Aufenthalt 
von Fremden regeln, aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung ein hoher 
Stellenwert zu (VwGH 16.01.2001, 2000/18/0251, uva.). Der Verwaltungsgerichtshof hat festgestellt, dass 
beharrliches illegales Verbleiben eines Fremden nach rechtskräftigem Abschluss des Asylverfahrens bzw. ein 
länger dauernder illegaler Aufenthalt eine gewichtige Gefährdung der öffentlichen Ordnung im Hinblick auf ein 
geordnetes Fremdenwesen darstellen würde, was eine Ausweisung als dringend geboten erscheinen lässt (VwGH 
31.10.2002, 2002/18/0190). Das Gewicht der öffentlichen Interessen im Verhältnis zu den Interessen des 
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Fremden ist bei der Ausweisung von Fremden, die sich etwa jahrelang legal in Österreich aufgehalten haben, 
und Asylwerbern, die an sich über keinen Aufenthaltstitel verfügen und denen bloß während des Verfahrens 
Abschiebeschutz zukommt, unterschiedlich zu beurteilen (VfGH 17. 03. 2005, G 78/04). 
 

Bei der Beurteilung der Rechtskonformität von behördlichen Eingriffen ist nach ständiger Rechtsprechung des 
EGMR und Verfassungsgerichtshofes auf die besonderen Umstände des Einzelfalls einzugehen. Die 
Verhältnismäßigkeit einer solchen Maßnahme ist (nur) dann gegeben, wenn ein gerechter Ausgleich zwischen 
den Interessen des Betroffenen auf Fortsetzung seines Privat- und Familienlebens im Inland einerseits und dem 
staatlichen Interesse an der Wahrung der öffentlichen Ordnung andererseits gefunden wird. Der 
Ermessensspielraum der zuständigen Behörde und die damit verbundene Verpflichtung, allenfalls von einer 
Aufenthaltsbeendigung Abstand zu nehmen, variiert nach den Umständen des Einzelfalls. Bei dieser 
Interessenabwägung sind insbesondere die Aufenthaltsdauer, das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens und 
dessen Intensität, die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, der Grad der Integration des Fremden, der sich in 
intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der Selbsterhaltungsfähigkeit, der Schulausbildung, der 
Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der Beschäftigung und ähnlichen Umständen manifestiert, 
die Bindungen zum Heimatstaat, die strafgerichtliche Unbescholtenheit, Verstöße gegen das 
Einwanderungsrecht, Erfordernisse der öffentlichen Ordnung sowie die Frage, ob das Privat- und Familienleben 
in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, zu 
berücksichtigen (vgl. VfGH 29.09.2007, B 1150/07; 12.06.2007, B 2126/06; VwGH 26.06.2007, 2007/01/0479; 
26.01.2006, 2002/20/0423; 17.12.2007, 2006/01/0216; Grabenwarter, Europäische Menschenrechtskonvention², 
194; Frank/Anerinhof/Filzwieser, Asylgesetz 2005³, S. 282ff). 
 

Im Erkenntnis vom 26. Juni 2007, 2007/01/0479, hat der Verwaltungsgerichtshof - unter Hinweis auf das 
Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 17. März 2005, VfSlg. 17.516/2005, und die ständige 
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes in Fremdensachen - darauf hingewiesen, dass auch auf die 
Besonderheiten der aufenthaltsrechtlichen Stellung von Asylwerbern Bedacht zu nehmen ist, zumal etwa das 
Gewicht einer aus dem langjährigen Aufenthalt in Österreich abzuleitenden Integration dann gemindert ist, wenn 
dieser Aufenthalt lediglich auf unberechtigte Asylanträge zurückzuführen ist (vgl. VwGH vom 26.06.2007, 
2007/01/0479, "...der Aufenthalt im Bundesgebiet in der Dauer von drei Jahren [bis zur Erlassung des 
angefochtenen Bescheides] jedenfalls nicht solange ist, dass daraus eine rechtlich relevante Bindung zum 
Aufenthaltsstaat abgeleitet werden könnte..." und zu diesem Erkenntnis: Gruber, "Bleiberecht" und Art 8 EMRK, 
in Festgabe zum 

80. Geburtstag von Rudolf Machacek und Franz Matscher (2008) 166, "...Es wird im Ergebnis bei einer solchen 
(zu kurzen) Aufenthaltsdauer eine Verhältnismäßigkeitsprüfung zur Bindung zum Aufenthaltsstaat als nicht 
erforderlich gesehen..." und EGMR vom 8.4.2008, Nyanzi v. The United Kingdom, Appl. 21.878/06, in 
welchem der EGMR im Rahmen der Interessenabwägung zum Ergebnis gelangt, dass grundsätzlich das 
öffentliche Interesse an einer effektiven Zuwanderungskontrolle bei erfolglosen Asylanträgen höher wiegen 
muss als ein während des Asylverfahrens begründetes Privatleben.). 
 

Selbst wenn man im vorliegenden Fall auf Grund des fünf Jahre dauernden Aufenthaltes des Beschwerdeführers 
von einer sich dadurch zwangsläufig ergebenden Basis-Integration in Österreich ausgeht, erreicht die 
Ausweisung nach der gemäß Art. 8 Abs 2 EMRK gebotenen Abwägung hinsichtlich des Privatlebens nach 
Ansicht des Asylgerichtshofes nicht die Intensität eines unzulässigen Eingriffes iSd Art. 8 Abs 2 EMRK: Der 
Beschwerdeführer reiste unter Umgehung der Grenzkontrolle illegal nach Österreich ein. Er stellte hier einen 
letztlich unbegründeten Asylantrag mit einer nicht asylrelevanten Verfolgungsbehauptung. Im Hinblick auf sein 
gemäß Art. 8 EMRK geschütztes Recht auf Achtung des Privatlebens ist die sich aus der Aktenlage ergebende 
jahrelange Aufenthaltsdauer des Beschwerdeführers zu berücksichtigen. Das Gewicht dieser Aufenthaltsdauer 
wird dadurch gemindert, dass sein bisheriger Aufenthalt lediglich auf Grund eines Asylantrages legal ist, der sich 
letztlich als unberechtigt erwiesen hat. Darüber hinaus verfügt der Beschwerdeführer über keinen 
Aufenthaltstitel. Auch wenn der Beschwerdeführer im Jahr 2008 auf Werkvertragsbasis für "XXXX" und die 
Zeitung "XXXX" tätig war, über eine Gewerbeberechtigung für die Güterbeförderung mit Kraftfahrzeugen oder 
Kraftfahrzeugen mit Anhängern verfügt und Deutschkurse besucht hat, ist er andererseits weder Mitglied in 
einem Verein, noch hat er Beweis dafür vorgelegt, dass er über das sich aus dem Aufenthalt in Österreich 
zwangsläufig ergebene Maß an Integration hinausgehend am sozialen Leben teilnimmt. Der Integrationsgrad des 
Beschwerdeführers ist in seiner Gesamtheit somit noch nicht als hinreichend hoch anzusehen. Dass 
zwischenzeitig entstandene Privatleben des Beschwerdeführers wird insbesondere noch dadurch gemindert, dass 
er sich nicht darauf verlassen konnte, sein Leben auch nach Beendigung des Asylverfahrens in Österreich 
fortzufahren. Dass der Beschwerdeführer unbescholten ist, kann am Ergebnis der Zulässigkeit der Ausweisung 
nichts ändern, überwiegen doch nach Ansicht des Asylgerichtshofes in Übereinstimmung mit dem 
Bundesasylamt die öffentlichen Interessen an der Ausweisung. In Georgien befinden sich die Eltern des 
Beschwerdeführers sowie andere Verwandte, sodass er über familiäre und soziale Anknüpfungspunkte verfügt. 
Dem öffentlichen Interesse, eine über die Dauer des Asylverfahrens hinausgehende Aufenthaltsverfestigung von 
Personen, die sich bisher bloß auf Grund ihrer Asylantragstellung im Inland aufhalten durften, zu verhindern, 
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kommt aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung (Art. 8 Abs. 2 EMRK) 
ein hoher Stellenwert zu (vgl. VwGH 17.12.2007, 2006/01/0216; siehe die weitere Judikatur des VwGH zum 
hohen Stellenwert der die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regelnden Vorschriften: VwGH 26.06.2007, 
2007/01/0479; 16.1.2007, 2006/18/0453; jeweils vom 8.11.2006, 2006/18/0336 bzw. 2006/18/0316; 22.6.2006, 
2006/21/0109; 20.9.2006, 2005/01/0699). Unter Berücksichtigung aller bekannten Umstände und unter 
Zugrundelegung der oa. Judikatur der Höchstgerichte überwiegt das öffentliche Interesse - nämlich die 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und ein geregeltes Fremdenwesen - die Interessen des 
Beschwerdeführers. Die Aufenthaltsdauer des Beschwerdeführers in Österreich ist auch nicht so lange, dass von 
einer Entwurzelung im Heimatstaat ausgegangen werden könnte. 
 

Der Asylgerichtshof geht in Übereinstimmung mit den österreichischen Höchstgerichten und dem Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte davon aus, dass bei einer Ausweisung Art. 3 EMRK beachtlich ist (vgl. VfGH E 
vom 6.3.2008, B 2400/07-9, und die darin wiedergegebene Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte; vom 29.09.2007, B 328/07 und B 1150/07; VfSlg. 13.837/1994, 14.119/1995 und 
14.998/1997). 
 

Es liegen im Gegenstande keine Hinweise für Gründe vor, aus denen die Ausweisung als unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung oder Bestrafung gemäß Art. 3 EMRK zu qualifizieren wäre. 
 

Somit war die Beschwerde gegen Spruchpunkt III des Bescheides des Bundesasylamtes abzuweisen. 
 

Es war sohin spruchgemäß zu entscheiden. 


